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K l e i n e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

1. Wie viele irakische Staatsbürger (unter tabellarischer Nennung der Ergebnisse
behördlicher Registrierung, z. B. von Geschlecht, Altersgruppen, Anteil der
Schulpflichtigen, Religionszugehörigkeit, gegebenenfalls in welchem Schutz-
status die Menschen leben, die Anteile der Erwerbstätigen und der von Trans-
ferleistungen Lebenden) leben derzeit in Pforzheim respektive im Enzkreis?

2. Lassen sich seit dem 1. Januar 2010 und bis heute einzelne Phasen der Zuwan-
derung irakischer Staatsbürger nach Pforzheim respektive in den Enzkreis (z. B.
im Zusammenhang mit bestimmten Migrationsbewegungen oder -kontingen-
ten) definieren, quantifizieren und mit sie anstoßenden Ereignissen in Zusam-
menhang setzen?

3. Wie viele dieser unter Fragen 1 und 2 erfragten Menschen sind ohne Identitäts-
dokumente wann und auf welche Weise nach Deutschland eingereist?

4. Auf welche Gesamtkosten an jeweils welcher Form von Transferleistungen
 (typische Erstattungen für den Unterhalt von Schutzbedürftigen, die mit dem
Land abgerechnet aber vom Kreis vorgeschossen werden, sowie die den Krei-
sen und Kommunen entstehenden Kosten der Anschlussunterbringung) sowie
indirekter Aufwendungen (z. B. Vorhalten von Kita- und Schulplätzen, Sprach-
unterricht und ähnliches) beziffert sie die Auswirkungen dieser Zuwanderer-
gruppe auf die Haushalte der Stadt Pforzheim und des Enzkreises seit dem 
1. September 2015?

5. Aufgrund welcher Voraussetzungen, Umstände, Vorgänge und Entscheidungen
welcher behördlichen und anderen Akteure ist nach ihrer Kenntnis Pforzheim
in kürzester Zeit zu einem irakischen und insbesondere jesidischen Siedlungs-
schwerpunkt in Baden-Württemberg geworden?

Kleine Anfrage

der Abg. Bernd Gögel und Dr. Bernd Grimmer AfD

und

Antwort

des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration

Iraker in Pforzheim und im Enzkreis

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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6. Wann wurden von welcher Behörde in welcher Weise die in Pforzheim bzw.
im Enzkreis lebenden irakischen Staatsbürger mit welchen Ergebnissen auf
mögliche frühere oder aktuelle Zugehörigkeit zum sogenannten „Islamischen
Staat“ (IS) oder zu anderen politischen oder politisch-religiösen gewalttätigen
extremistischen Gruppierungen überprüft?

7. Gab und gibt es seit dem 1. September 2015 in Baden-Württemberg (und ins-
besondere in Pforzheim und im Enzkreis) Selbstanzeigen von Schutzsuchen-
den, mit denen die Mitgliedschaft in extremistischen Vereinigungen gegen -
über den Sicherheitsbehörden aus eigener Initiative zugegeben wurde, sodass
ihnen der Schutzsuchenden-Status erhalten blieb?

8. Wo und wann wurden in Baden-Württemberg nach dem 1. September 2015
Fälle registriert, dass geflüchtete Schutzsuchende IS-Angehörige, sonstige ge-
walttätige Extremisten oder Kriminelle aus ihrem Heimatland in Deutschland
angetroffen haben und dies den Behörden zur Kenntnis brachten?

9. Welche Schlussfolgerungen wurden daraus abgeleitet bzw. welche konkreten
Maßnahmen für die Ergreifung solcher IS-Angehöriger und gegebenenfalls
anderer ausländischer extremistischer Gefährder getroffen und umgesetzt?

10. Wenn die Presse im August 2018 glaubhaft beschreibt, dass mindestens eine
(möglicherweise mehrere) in Baden-Württemberg lebende jesidische Frau(en)
vor Begegnungen mit IS-Leuten zurück in die relative Sicherheit eines Flücht-
lingslagers im Nordirak flieht (bzw. fliehen), was sagt dies ihrer Einschätzung
nach über den Informationsstand baden-württembergischer Behörden betref-
fend die Identität und das Vorleben der seit dem 1. September 2015 nach Ba-
den-Württemberg gekommenen Schutzsuchenden irakischer Staatsangehörig-
keit im allgemeinen aus, und damit folgerichtig über die Sicherheit oder Un -
sicherheit der einheimischen Bevölkerung vor im Zuge der Migrationsbewe-
gung eingereisten islamistischen oder sonstigen ausländischen terroristischen
Gefährdern und Gewaltkriminellen?

30. 08. 2018

Gögel, Dr. Grimmer AfD

B e g r ü n d u n g

In der zweiten Augustwoche 2018 machte die Jesidin Aschwak T. Schlagzeilen,
die gegenüber der Polizei angab, ihren IS-Peiniger in Schwäbisch Gmünd wieder-
getroffen zu haben und von ihm angesprochen worden zu sein. Die Frau fühlte
sich nach eigenen Angaben von der Polizei unzureichend geschützt und sei in ein
Flüchtlingslager im Nordirak geflohen, wo sie seit vier Monaten lebe (vgl. „Stutt-
garter Zeitung“, „Badisches Tagblatt“ und „stern“ vom 23. August 2018). Es sol-
len laut Presse auch weitere Jesidinnen ähnliche Begegnungen gemeldet haben,
sodass davon auszugehen ist, dass von den Behörden unbemerkt mit den Flücht-
lingsbewegungen auch IS-Kämpfer − mit welchen Zielsetzungen auch immer −
nach Baden-Württemberg eingereist sind und sich hier frei bewegen, womöglich
mit Schutzsuchenden-Status. In Pforzheim leben derzeit mindestens 3.000 iraki-
sche Staatsbürger, wobei weder den Fragestellern noch der breiten Bevölkerung
bekannt geworden ist, wie diese ethnische Ballung binnen sehr weniger Jahre zu-
stande kam. Eine solche Ballung erhöht die Wahrscheinlichkeit, sowohl Opfer als
auch Täter eigentlich nahöstlicher Konflikte gehäuft in der Stadt zu finden, mit
den jeweiligen Konsequenzen. Deshalb wird auch im Sicherheitsinteresse der ein-
heimischen Bevölkerung nach dem Wissensstand über die zugewanderten Men-
schen gefragt. Nach Ansicht der Fragesteller widerspräche angesichts in jüngerer
Zeit durch Migranten verübter spektakulärer Gewalttaten die Vermutung keines-



3

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4738

wegs allgemeiner Lebenserfahrung, ausländische Regierungen hätten die deut-
sche Grenzöffnung vom September 2015 genutzt, um sich Krimineller, Extre -
misten oder psychisch Kranker gezielt zu entledigen.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 28. September 2018 Nr. 3-1228.1/233 beantwortet das Minis -
terium für Inneres, Digitalisierung und Migration im Einvernehmen mit dem
 Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, dem Ministerium für Wirtschaft, Ar-
beit und Wohnungsbau, dem Ministerium für Soziales und Integration sowie dem
Ministerium der Justiz und für Europa die Kleine Anfrage wie folgt:

1. Wie viele irakische Staatsbürger (unter tabellarischer Nennung der Ergebnisse
behördlicher Registrierung, z. B. von Geschlecht, Altersgruppen, Anteil der
Schulpflichtigen, Religionszugehörigkeit, gegebenenfalls in welchem Schutz-
status die Menschen leben, die Anteile der Erwerbstätigen und der von Trans-
ferleistungen Lebenden) leben derzeit in Pforzheim respektive im Enzkreis?

2. Lassen sich seit dem 1. Januar 2010 und bis heute einzelne Phasen der Zuwan-
derung irakischer Staatsbürger nach Pforzheim respektive in den Enzkreis (z. B.
im Zusammenhang mit bestimmten Migrationsbewegungen oder -kontingenten)
definieren, quantifizieren und mit sie anstoßenden Ereignissen in Zusammen-
hang setzen?

Zu 2.:

Die angefragten Daten werden im Sinne der Fragestellung statistisch nicht ein-
heitlich erfasst. 

Dem Ausländerzentralregister (AZR) lassen sich insbesondere Daten zu Staats -
angehörigkeit, Geschlecht, Alter und Aufenthaltsstatus entnehmen. Daten zur Re-
ligionszugehörigkeit, Schulpflichtigen, Erwerbstätigen oder dem Anteil der von
Transferleistungen Lebenden sind im AZR hingegen nicht gespeichert. 

Nachfolgend werden die im AZR erfassten und in Pforzheim lebenden irakischen
Staatsangehörigen unterteilt nach Jahr, Geschlecht und Altersgruppen dargestellt.
Als frühesten Stichtag kann auf den 31. Dezember 2011 zurückgegriffen werden.

Der nachfolgenden Tabelle lassen sich die im AZR erfassten und im Enzkreis le-
benden irakischen Staatsangehörigen unterteilt nach Jahr, Geschlecht und Alters-
gruppen entnehmen.
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Nachfolgend werden die zum Stichtag 31. August 2018 im AZR erfassten und in
Pforzheim lebenden irakischen Staatsangehörigen insbesondere unterteilt nach
dem jeweiligen Aufenthaltsstatus sowie nach Geschlecht und Altersgruppen dar-
gestellt.
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Der nachfolgenden Tabelle lassen sich die zum Stichtag 31. August 2018 im AZR
erfassten und im Enzkreis lebenden irakischen Staatsangehörigen insbesondere
unterteilt nach dem jeweiligen Aufenthaltsstatus sowie nach Geschlecht und Al-
tersgruppen entnehmen.
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Nach Auskunft des Regierungspräsidiums Karlsruhe wurden dem Enzkreis im
Zeitraum von September 2012 bis August 2018 insgesamt 591 irakische Staats -
angehörige zur vorläufigen Unterbringung zugeteilt. Die Zuteilungen irakischer
Staatsangehöriger an den Stadtkreis Pforzheim beliefen sich in demselben Zeit-
raum auf insgesamt 1.235 Personen.

3. Wie viele dieser unter Fragen 1 und 2 erfragten Menschen sind ohne Iden-
titätsdokumente wann und auf welche Weise nach Deutschland eingereist?

Zu 3.:

Grenzschutzaufgaben obliegen der Zuständigkeit der Bundespolizei, weshalb eine
Registrierung von Einreisefeststellungen grundsätzlich dort erfolgt. Die Bundes-
polizei gehört dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Inneren an. Als
Bundesbehörde ist die Bundespolizei nicht zur Auskunft gegenüber Mitgliedern
des Landtags verpflichtet. Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1 und 2
verwiesen.

4. Auf welche Gesamtkosten an jeweils welcher Form von Transferleistungen
 (typische Erstattungen für den Unterhalt von Schutzbedürftigen, die mit dem
Land abgerechnet aber vom Kreis vorgeschossen werden, sowie die den Krei-
sen und Kommunen entstehenden Kosten der Anschlussunterbringung) sowie
indirekter Aufwendungen (z. B. Vorhalten von Kita- und Schulplätzen, Sprach-
unterricht und ähnliches) beziffert sie die Auswirkungen dieser Zuwanderer-
gruppe auf die Haushalte der Stadt Pforzheim und des Enzkreises seit dem 
1. September 2015?

Zu 4.:

Nach Auskunft der Stadt Pforzheim können die Gesamtkosten im Zeitraum vom
1. September 2015 bis 18. September 2018 bezogen auf die Flüchtlingsaufnahme
von irakischen Staatsbürgern im Stadtkreis Pforzheim letztlich nicht valide bezif-
fert werden. Auch im Enzkreis ist eine genaue Gesamtkostendarstellung für den
Zeitraum vom 1. September 2015 bis 18. September 2018 bezogen auf die Flücht-
lingsaufnahme von irakischen Staatsbürgern nicht möglich. 

Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch
Zweites Buch sind keine Transferleistungen, welche die Kommunen mit dem
Land abrechnen. Soweit die Kosten der Anschlussunterbringung der in Ziffer 1
beschriebenen Personengruppe erfragt werden, liegen der Landesregierung keine
Erkenntnisse vor, wie viele Personen der beschriebenen Gruppe während der An-
schlussunterbringung Leistungen für die Kosten der Unterkunft und Heizung nach
dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch erhalten. Eine Bezifferung ist daher nicht
möglich.

Auch hinsichtlich der Frage der entstehenden Gesamtkosten der Stadt Pforzheim
und des Enzkreises auf deren Haushalte für das Vorhalten von Schulplätzen „für
den Unterhalt von Schutzbedürftigen“ können keine Aussagen gemacht werden,
da das Land hierzu keinen Einblick in kommunale Haushalte hat und die Sach -
kosten für die Errichtung und den Unterhalt des Schulgebäudes sowie dessen
Ausstattung nicht einer Schülergruppe zugeordnet werden können. Für die Sprach -
förderung in den Schulen in Baden-Württemberg stellt das Land Lehrkräfte zur
Verfügung. Diese Personalausgaben gehen nicht zulasten der kommunalen Haus-
halte.

Zu den Kosten für das Vorhalten von Kita-Plätzen hat die Stadt Pforzheim mitge-
teilt, dass die für eine Beantwortung der Frage erforderlichen Daten ohne zusätz -
liche Auswertungen nicht zur Verfügung stünden, welche kurzfristig nicht mög-
lich seien. 

Der Enzkreis ist selbst nicht Träger von Kindertageseinrichtungen und hält inso-
fern auch keine Kita-Plätze selbst vor. Träger von Kindertageseinrichtungen sind
die 28 Städte und Gemeinden des Enzkreises sowie dort ansässige freie, private
und kirchliche Träger. Kein Träger hält für eine spezielle Gruppe Zugewanderter
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Kita-Plätze vor. Zur Frage, wie viele Kita-Plätze in den Städten und Gemeinden
des Enzkreises gegebenenfalls aktuell durch Kinder aus irakischen Zuwanderer -
familien belegt sind und was dies die Kommunen insgesamt kostet, kann keine
belastbare Aussage getroffen werden, da dies weder statistisch noch im Rahmen
der örtlichen oder kreisweiten Bedarfsplanung gesondert erfasst wird. Dies gilt
für jedwede Bevölkerungsgruppe.

Das Land zahlt nach der Verwaltungsvorschrift (VwV) Deutsch für Flüchtlinge
Zuschüsse zu den Kosten von Sprachkursen ergänzend zu denjenigen des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) an die Stadt- und Landkreise, auch
an die Stadt Pforzheim und den Enzkreis. Hierbei verbleibt bei den Stadt- und
Landkreisen ein Eigenanteil von rund 40 Prozent. Bei den Sprachkursen wird die
Staatsangehörigkeit der Teilnehmenden nicht erhoben. Es sind daher keine Anga-
ben darüber möglich, in welcher Höhe Kosten auf irakische Staatsbürgerinnen
und Staatsbürger entfallen. 

5. Aufgrund welcher Voraussetzungen, Umstände, Vorgänge und Entscheidungen
welcher behördlichen und anderen Akteure ist nach ihrer Kenntnis Pforzheim
in kürzester Zeit zu einem irakischen und insbesondere jesidischen Siedlungs-
schwerpunkt in Baden-Württemberg geworden?

Zu 5.:

Auf die Beantwortung der Fragen 1 und 2 wird verwiesen. Statistische Angaben
zur Zahl der in Pforzheim lebenden irakischen Staatsangehörigen mit jesidischer
Religionszugehörigkeit liegen der Landesregierung nicht vor. Ebenso wenig lie-
gen Informationen zu der Frage vor, aus welchen Gründen Personen mit iraki-
scher Staatsangehörigkeit bzw. jesidischer Religionszugehörigkeit nach Pforz-
heim gezogen sind.

6. Wann wurden von welcher Behörde in welcher Weise die in Pforzheim bzw. im
Enzkreis lebenden irakischen Staatsbürger mit welchen Ergebnissen auf mögli-
che frühere oder aktuelle Zugehörigkeit zum sogenannten „Islamischen Staat“
(IS) oder zu anderen politischen oder politisch-religiösen gewalttätigen extre-
mistischen Gruppierungen überprüft?

Zu 6.:

Die Sicherheitsbehörden werden bei dem von Frage 6 erfassten Personenkreis in
der Regel vor der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis von der Ausländerbehörde
angefragt, ob Versagungsgründe oder sonstige Sicherheitsbedenken gegen die Er-
teilung eines solchen vorliegen (gemäß § 73 Abs. 2 und 3 Aufenthaltsgesetz –
AufenthG). Die Anfrage erstreckt sich auf alle ausländerrechtlich relevanten Er-
kenntnisse. Bei der konkreten Bearbeitung der Einzelfälle findet ein Abgleich der
angefragten Person mit dem nachrichtendienstlichen beziehungsweise polizeili-
chen Informationssystemen statt. Im Trefferfall werden die vorliegenden Erkennt-
nisse zusammengetragen und an die zuständigen Ausländerbehörden übermittelt.

Dem weitestgehend entsprechend werden die Sicherheitsbehörden nach § 73 
Abs. 1 a AufenthG auch im Asylverfahren angefragt.

Zu der spezifischen Fragestellung kann aufgrund fehlender statistischer Auswerte -
möglichkeiten keine abschließende Aussage getroffen werden. Seit dem Jahr
2015 wurden nach Erkenntnissen des Landeskriminalamts Baden-Württemberg
jedoch keine strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen irakische Staatsange -
hörige aus dem Enzkreis oder Pforzheim wegen des Verdachts der Bildung oder
Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung oder einer kriminellen oder
terroristischen Vereinigung im Ausland nach §§ 129 a, b StGB durch baden-würt-
tembergische Strafverfolgungsbehörden geführt. 
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7. Gab und gibt es seit dem 1. September 2015 in Baden-Württemberg (und insbe-
sondere in Pforzheim und im Enzkreis) Selbstanzeigen von Schutzsuchenden,
mit denen die Mitgliedschaft in extremistischen Vereinigungen gegenüber den
Sicherheitsbehörden aus eigener Initiative zugegeben wurde, sodass ihnen der
Schutzsuchenden-Status erhalten blieb?

Zu 7.:

Selbstanzeigen werden in aller Regel nicht gegenüber den Ausländerbehörden,
sondern entweder gegenüber der Polizei oder dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) während des Asylverfahrens gestellt. Das BAMF legt diese
Angaben gegebenenfalls seiner Entscheidung im Asylverfahren zugrunde. Als
Bundesbehörde ist das BAMF jedoch nicht zur Auskunft gegenüber Mitgliedern
des Landtags verpflichtet.

Nach Auskunft des Ministeriums der Justiz und für Europa wurden im Zeitraum
vom 1. Januar 2018 bis 31. August 2018 bei baden-württembergischen Staatsan-
waltschaften insgesamt 333 Verfahren anhängig, deren Gegenstand staatsschutz-
strafrechtlich relevante Selbstbezichtigungen im Rahmen der Anhörung beim
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nach § 25 AsylG waren.

8. Wo und wann wurden in Baden-Württemberg nach dem 1. September 2015
Fälle registriert, dass geflüchtete Schutzsuchende IS-Angehörige, sonstige ge-
walttätige Extremisten oder Kriminelle aus ihrem Heimatland in Deutschland
angetroffen haben und dies den Behörden zur Kenntnis brachten?

9. Welche Schlussfolgerungen wurden daraus abgeleitet bzw. welche konkreten
Maßnahmen für die Ergreifung solcher IS-Angehöriger und gegebenenfalls an-
derer ausländischer extremistischer Gefährder getroffen und umgesetzt?

Zu 8. und 9.:

Eine abschließende Beantwortung im Sinne der Fragestellung ist aufgrund fehlen-
der statistischer Auswertemöglichkeiten nicht möglich. Unabhängig davon sind
dem Landeskriminalamt Baden-Württemberg einzelne Fälle im Zeitraum von Au-
gust 2015 bis August 2018 bekannt, bei denen Schutzsuchende aus dem Sonder-
kontingent Nordirak angaben, Täter von Gewalttaten, denen Sie in ihrem Heimat-
land zum Opfer gefallen waren, in Baden-Württemberg wiedererkannt zu haben.

Entsprechende Hinweise im Sinne der Fragestellung nimmt die Polizei Baden-
Württemberg sehr ernst und trifft konsequent alle erforderlichen präventiven und
repressiven Maßnahmen. Diese umfassen unter anderem den Schutz von Perso-
nen, die Identifizierung der Personen, die gründliche und beweissichere Aufklä -
rung des Sachverhaltes und Maßnahmen zur Ergreifung extremistischer oder ter-
roristischer Tatverdächtiger. Weiterhin arbeitet die Polizei Baden-Württemberg
eng mit anderen Stellen und Behörden zusammen, wie beispielsweise den Waf-
fen- und Ausländerbehörden oder Jugend- und Sozialämtern.

Im Übrigen wird insbesondere auf die Antwort des Ministeriums für Inneres, Di-
gitalisierung und Migration zur Kleinen Anfrage des Abg. Lars Patrick Berg
ABW, „Islamisten im politischen Geschehen in Baden-Württemberg“, Drucksache
16/430, verwiesen.
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10. Wenn die Presse im August 2018 glaubhaft beschreibt, dass mindestens eine
(möglicherweise mehrere) in Baden-Württemberg lebende jesidische Frau(en)
vor Begegnungen mit IS-Leuten zurück in die relative Sicherheit eines Flücht-
lingslagers im Nordirak flieht (bzw. fliehen), was sagt dies ihrer Einschätzung
nach über den Informationsstand baden-württembergischer Behörden betref-
fend die Identität und das Vorleben der seit dem 1. September 2015 nach Ba-
den-Württemberg gekommenen Schutzsuchenden irakischer Staatsangehörig-
keit im allgemeinen aus, und damit folgerichtig über die Sicherheit oder Un -
sicherheit der einheimischen Bevölkerung vor im Zuge der Migrationsbewe-
gung eingereisten islamistischen oder sonstigen ausländischen terroristischen
Gefährdern und Gewaltkriminellen?

Zu 10.:

Bei dem in der Fragestellung genannten Sachverhalt handelt es sich um ein lau-
fendes Ermittlungsverfahren des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof.
Eine belastbare Bewertung im Sinne der Fragestellung ist daher zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt nicht möglich.

Strobl

Minister für Inneres,
Digitalisierung und Migration
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